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《 講　　演 》
Richter, Gerichte und Zivilprozess in Deutschland
Dr. Eva Betina Voit＊
Sehr geehrte Damen und Herren,
es ist mir eine große Ehre, an Ihrer Universität vor Ihnen einen Vortrag halten zu 
dürfen, noch dazu in deutscher Sprache. Ich bin seit 2008 Richterin am 
Oberlandesgericht Frankfurt, dem einzigen Oberlandesgericht im Bundesland Hessen. 
Dort bin ich für Rechtsmittel gegen zivilrechtliche Entscheidungen der Landgerichte 
zuständig mit Schwerpunkt in Banksachen. Vorher war ich Richterin an den 
Amtsgerichten Gießen und Marburg sowie am Landgericht Marburg. In der 
kommenden halben bis dreiviertel Stunde möchte ich Ihnen ein wenig über den 
Werdegang des Richters und das Gerichtssystem in Deutschland berichten.
1 .AusbildungzumRichter
　Die Ausbildung zum Richter in Deutschland unterscheidet sich nicht von der 
Ausbildung für andere klassische juristische Berufe. Das heißt, Richter, Staatsanwälte 
und Rechtsanwälte haben grundsätzlich denselben Werdegang. Voraussetzung für alle 
juristischen Berufe ist ein Jurastudium an einer Universität, welches mit dem 1. 
Staatsexamen endet. Das Studium dauert gewöhnlich 8 bis 12 Semester, also 4 bis 6 
Jahre. Eine Spezialisierung findet nur teilweise statt, nämlich im sogenannten 
„Schwerpunktbereich“. Dieser kann beispielsweise im Wirtschaftsrecht, im 
Verwaltungsrecht oder im Strafrecht liegen. Im Übrigen ist das abgefragte 
＊ Richterin am Oberlandesgericht Frankfurt am Main
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Examenswissen für alle Studenten dasselbe. Das Hauptgewicht liegt dabei im 
Zivilrecht. Man spricht vom sogenannten „Einheitsjuristen“. 
　Mit dem ersten Staatsexamen kann man in einigen juristischen Berufen in Wirtschaft 
oder Verwaltung  tätig sein. Die allermeisten Absolventen schließen jedoch eine etwa 
2-jährige praktische Ausbildung an, die Referendarzeit. Diese ist für den Beruf als 
Richter, Staatsanwalt oder Rechtsanwalt unabdingbare Voraussetzung. Alle 
Referendare durchlaufen verschiedene praktische „Stationen“, nämlich in Gerichten, in 
der Verwaltung und bei einem Rechtsanwalt. Parallel dazu wird ihnen weiteres Wissen 
in sogenannten „Arbeitsgemeinschaften“ vermittelt, insbesondere im Prozessrecht. 
Diese Arbeitsgemeinschaften werden von Praktikern, meistens Richtern, geleitet. Auch 
während der Referendarzeit kann man sich teilweise spezialisieren, während das übrige 
abgefragte Examenswissen identisch ist, auch hier mit dem Schwerpunkt auf dem 
Zivilrecht.
　Mit dem 2. juristischen Staatsexamen wird der Jurist als „Volljurist“ bezeichnet. 
Dann stehen ihm grundsätzliche die Türen zu allen, also auch den klassischen 
juristischen Berufen  offen. Besonders qualifizierte Absolventen zieht es oft  in große, 
teils internationale  Anwaltskanzleien oder in größere Wirtschaftsunternehmen, da dort 
die besten Verdienstmöglichkeiten locken. Das wird zunehmend zu einem Problem für 
den Staat. Auch dieser möchte die Stellen für Richter und Staatsanwälte mit guten 
Absolventen besetzen. Daher verlangt er für die Einstellung in diesen Berufen eine 
Mindestnote im Examen. Diese variiert von Bundesland zu Bundesland. Die 
Konkurrenz des Staates mit Anwaltskanzleien und Wirtschaftsunternehmen ist 
inzwischen so groß, dass das Hessische Justizministerium eigens eine Mitarbeiterin 
eingestellt hat, die sich um Nachwuchs im Bereich der Richter und Staatsanwälte 
bemüht. Dennoch bleibt festzuhalten, dass der Beruf des Richters oder Staatsanwaltes 
in Deutschland weiterhin sehr attraktiv ist und von vielen guten Absolventen gewählt 
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wird. Der Richterberuf genießt ein hohes Ansehen, und gerade die von der deutschen 
Verfassung garantierte Unabhängigkeit ermöglicht dem Richter ein freies Arbeiten wie 
in wenigen Berufen sonst.
　Neben den Berufsrichtern mit entsprechender juristischer Ausbildung gibt es in 
einigen Bereichen auch ehrenamtliche Richter （sogenannte Laienrichter）. Damit soll 
das Vertrauen der Bürger in die Justiz gestärkt werden. Laienrichter werden 
insbesondere als „Schöffen“ in Strafsachen eingesetzt, aber unter anderem auch bei den 
Arbeitsgerichten und in der Kammer für Handelssachen am Landgericht. Solche 




　Entscheidet sich der Absolvent für die Richterlaufbahn, kann er wählen, in welchem 
Gerichtszweig er tätig sein möchte. Da ist zunächst die ordentliche Gerichtsbarkeit zu 
nennen. Diese umfasst die Zivilgerichte und die Strafgerichte. Daneben gibt es die 
Arbeitsgerichtsbarkeit, die Verwaltungsgerichtsbarkeit, die Sozialgerichtsbarkeit und 
die Finanzgerichtsbarkeit. In der Regel bleibt der Richter in dem Gerichtszweig, für 
den er sich entschieden hat. Wegen des bereits erwähnten Grundsatzes der 
Unabhängigkeit kann ein Richter nicht gegen seinen Willen versetzt werden. So kann 
er nicht von einem Gerichtszweig in einen anderen Zweig beordert werden. Auch 
innerhalb desselben Gerichtszweigs kann man ihn nicht gegen seinen Willen auf eine 
andere Stelle versetzen.
　Die Zivilgerichtsbarkeit ist grundsätzlich als ein dreistufiges System aufgebaut: 
Eingangsgerichte sind gewöhnlich die Amtsgerichte （AG） und die Landgerichte （LG）. 
Bei den Amtsgerichten entscheiden Einzelrichter; bei allen anderen Gerichten werden 
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„Kammern“ oder „Senate“ gebildet, die aus mehreren Richtern bestehen. Die 
Landgerichte sind auch für Berufungen gegen Entscheidungen der Amtsgerichte 
zuständig. Auf der nächst höheren Ebene gibt es die Oberlandesgerichte （OLG）, die 
im Wesentlichen über Berufungen gegen Entscheidungen der Landgerichte 
entscheiden. Eine Ausnahme gilt für Familiensachen: Für Berufungen gegen Urteile 
der Amtsgerichte in Familiensachen ist auch das Oberlandesgericht und nicht das 
Landgericht zuständig. Oberstes Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit ist der 
Bundesgerichtshof （BGH）. Dieser entscheidet über Revisionen gegen die 
Berufungsurteile der Zivilgerichte.
　Den Gerichten aller Gerichtszweige übergeordnet ist das Bundesverfassungsgericht 
（BVerfG）, das über die Einhaltung der Verfassung wacht. So kann der einzelne Bürger 
nach Ausschöpfung des Rechtswegs das Bundesverfassungsgericht anrufen, wenn er 
sich durch eine konkrete Gerichtsentscheidung oder Maßnahme der Verwaltung in 
seinen Grundrechten verletzt fühlt. Aber ebenso können sich verfassungsmäßige 
Organe wie die Bundesregierung oder eine Mindestzahl von Parlamentsabgeordneten 
an das Bundesverfassungsgericht wenden, um abstrakt die Verfassungsmäßigkeit von 
Gesetzen prüfen zu lassen. Das geschieht in Deutschland relativ häufig. Für die 
Oppositionsparteien biete sich so die Möglichkeit, Gesetze, gegen deren 
Verabschiedung sie gestimmt haben, vom Bundesverfassungsgericht überprüfen zu 
lassen.
　Zurück zu den Zivilgerichten: Innerhalb der einzelnen Gerichte gibt es 
unterschiedlich stark ausgeprägte Spezialisierungen. Einige Spezialisierungen sind 
vom Gesetz vorgegeben, so zum Beispiel für die bereits erwähnten Familiensachen bei 
den Amtsgerichten. Ob und inwieweit die Kammern bei den Landgerichten 
spezialisiert sind, richtete sich bislang nach der jeweiligen Geschäftsverteilung. Mit der 
Geschäftsverteilung organisieren die Gerichte die Zuteilung der Klagen an die 
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einzelnen Kammern. Bei vielen größeren Landgerichten war schon bisher die 
gesammelte Zuweisung bestimmter Rechtsstreitigkeiten an bestimmte Kammern 
üblich. So gibt es zum Beispiel Spezialkammern für Pressesachen, Arzthaftungssachen, 
Bausachen,  Handelssachen,  Banksachen,  Versicherungssachen oder für 
Urheberrechtsstreitigkeiten als Ausschnitt aus dem Recht des geistigen Eigentums. 
Spezialsenate gibt es auch bei den Oberlandesgerichten und beim Bundesgerichtshof. 
Beim Oberlandesgericht Frankfurt sind sogar mehrere Senate in Bankensachen tätig. 
Dies ist notwendig, weil in Frankfurt als Standort vieler Banken eine besonders große 
Zahl von Klagen gegen Banken erhoben wird. Zum 1.1.2018 tritt eine gesetzliche 
Neuregelung in Kraft .  Danach sind künft ig an jedem Landgericht  und 
Oberlandesgericht verpflichtend Kammern/Senate in 4  Spezialgebieten einzurichten, 
nämlich in Banksachen, Bausachen, Arzthaftungssachen und  Versicherungssachen.
3 .Zivilprozess
a）EinleitungundsachlicheZuständigkeit
　Im Folgenden möchte ich ein wenig den Zivilprozess beleuchten, also das Verfahren, 
in dem über streitige Ansprüche privater Rechtssubjekte entschieden wird. Der 
Zivilprozess wird eingeleitet durch eine stets schriftliche Klage. Ob eine Klage beim 
Amtsgericht oder beim Landgericht erhoben wird, richtet sich unter anderem nach der 
wirtschaftlichen Bedeutung der Sache, dem „Streitwert“. Für Streitwerte bis 5．000 € 
（etwas mehr als 670．000 JPY） sind die Amtsgerichte zuständig, darüber die 
Landgerichte. Vor dem Amtsgericht müssen sich die Parteien nicht von einem 
Rechtsanwalt vertreten lassen, sondern können das Verfahren selbst führen. Vor dem 
Landgericht und in allen höheren Instanzen müssen sie sich durch einen Rechtsanwalt 
vertreten lassen （„Anwaltszwang“）. In der Mehrzahl der Fälle lassen sich die Parteien 
aber auch vor dem Amtsgericht anwaltlich vertreten. Vor dem Bundesgerichtshof 
können nur bestimmte, nur dort zugelassene Rechtsanwälte auftreten （sog. 
Singularzulassung）.
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　Exkurs: Eine entsprechende Regelung （Singularzulassung） gab es in vielen 
Bundesländern bis zum Jahr 2007 auch für Oberlandesgerichte. Diese Regelung hat 
das Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt, da sie einen Verstoß 
gegen die durch das Grundgesetz gewährleistete Berufsfreiheit bildete. Im Gegensatz 
dazu hat das Bundesverfassungsgericht das Erfordernis der Zulassung beim 
Bundesgerichtshof bestätigt. Diese sei durch das Allgemeinwohl gerechtfertigt, 
nämlich die Stärkung der Rechtspflege durch eine in Revisionssachen besonders 
qualifizierte Anwaltschaft.
b）Verfahrensgrundsätze
　Zurück zum Zivilprozess: Der Zivilprozess wird durch bestimmte Grundsätze 
geprägt, die ihn von anderen Prozessarten wie dem Strafprozess unterscheiden. Zu 
nennen ist dabei die Dispositionsmaxime. Diese besagt, dass die Parteien „Herren des 
Verfahrens“ sind und diese Stellung nicht vom Gericht beeinflusst werden kann. Der 
Kläger entscheidet durch seine Klageerhebung über die Einleitung und den Gegenstand 
des Prozesses; der Beklagte kann den geltend gemachten Anspruch anerkennen; beide 
Parteien können einen Vergleich abschließen und so den Streitgegenstand der 
Entscheidung des Gerichts entziehen. Die Parteien können also über den 
Streitgegenstand „disponieren“. Im Gegensatz dazu herrscht zum Beispiel im 
Strafprozess die Offizialmaxime. Dort leitet die Staatsanwaltschaft als Anklagebehörde 
das Verfahren von Amts wegen ein, das Gericht führt den Prozess durch und beendet 
i hn  eben fa l l s  von  Amts  wegen .  Zudem g ib t  e s  im  S t r a fp rozes s  den 
Untersuchungsgrundsatz; dieser besagt, dass die Ermittlungsbehörden und das Gericht 
den Sachverhalt von Amts wegen ermitteln （„untersuchen“）. Dies hat zu Folge, dass 
selbst ein Geständnis des Angeklagten nicht zu seiner Verurteilung führen muss. Auch 
ein Geständnis kann unwahr sein, zum Beispiel, wenn der Angeklagte den wahren 
Täter decken will. Demgegenüber gilt im Zivilprozess der Beibringungsgrundsatz. 
Dieser besagt, dass es Aufgabe der Parteien ist, dem Gericht die Tatsachen zu 
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unterbreiten, über die es entscheiden soll. Das Gericht ermittelt die Tatsachen nicht von 
Amts wegen. Es gilt das Prinzip der formellen Wahrheit. Bestreitet der Beklagte eine 
Behauptung des Klägers nicht ,  is t  das Gericht  grundsätzl ich an diesen 
übereinstimmenden Vortrag gebunden, auch wenn er nicht mit der materiellen Wahrheit 
übereinstimmen sollte. Folge des Beibringungsgrundsatzes ist es auch, dass diejenige 
Partei, die eine Tatsache beweisen muss, die entsprechenden Beweismittel zu benennen 
hat （„Beweisantritt“）. Sie entscheidet im Grundsatz darüber, welche Beweise das 
Gericht erheben soll. Dabei stehen als Beweismittel zur Verfügung der Zeugenbeweis, 
der Sachverständigenbeweis, der Augenschein, der Urkundsbeweis und - in engen 
Grenzen - die Vernehmung einer oder beider Parteien. Der Beibringungsgrundsatz ist 
a l l e rd ings  an  v ie len  S te l l en  durchbrochen .  So  kann  das  Ger ich t  e in 
Sachverständigengutachten, die Einnahme eines Augenscheins oder in bestimmten 
Fällen auch die Vorlage von Urkunden von Amts wegen anordnen. Aus der Praxis kann 
ich allerdings berichten, dass die Erhebung von Beweisen von Amts wegen, also ohne 
entsprechenden Beweisantritt der Parteien, verhältnismäßig selten vorkommt. Über 
sachverständige Mitglieder verfügen die Gerichte in Deutschland nicht, anders, als ich 
es über Japan gelesen habe. Eine gewisse Ausnahme bilden dabei die ehrenamtlichen 
Handelsrichter in der Kammer für Handelssachen am Landgericht. Diese müssen 
Kaufmann, Vorstandsmitglied oder Geschäftsführer einer juristischen Person oder 
Prokurist sein; als solche sind sie daher von Berufs wegen mit kaufmännischem 
Sachverstand ausgestattet. Im Regelfall ist aber bei fehlender Sachkunde des Gerichts 
ein externer Sachverständiger zu beauftragen.
　Grundsätzlich wird im Zivilprozess aufgrund einer mündlichen Verhandlung 
entschieden （Mündlichkeitsprinzip）. Zwar wird der Termin durch Schriftsätze 
vorbereitet, aber Kernstück des Prozesses ist die mündliche Verhandlung. Auf deren 
Grundlage ergeht das Urteil. Reichen die Parteien nach der Verhandlung noch 
Schriftsätze ein und bringen weitere Tatsachen vor, kann das Gericht diese in der Regel 
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n i c h t  b e r ü c k s i c h t i g e n .  E s  g i b t  a b e r  v e r s c h i e d e n e  A u s n a h m e n  v o m 
Mündlichkeitsgrundsatz. So kann das Gericht bei Einverständnis beider Parteien ohne 
mündliche Verhandlung entscheiden. Ferner kann das Amtsgericht in Bagatellsachen 
bis zu einem Streitwert von 600 € （ca. 80．400 JPY） das Verfahren frei gestalten und 
daher grundsätzlich auch von einer mündlichen Verhandlung absehen. Ebenso können 
in besonders eilbedürftigen Fällen vorläufige Maßnahmen ohne mündliche 
Verhandlung ergehen （einstweiliger Rechtsschutz）. So kann zum Beispiel durch eine 
einstweilige Verfügung die Herausgabe einer Sache an den Käufer angeordnet werden, 
wenn die Gefahr besteht, dass der Verkäufer sie einem Dritten übereignet. Ein 
wichtiger Ausnahmefall vom Mündlichkeitsprinzip ist die Beschlusszurückweisung in 
der Berufungsinstanz. Hält das mit drei Mitgliedern besetzte Berufungsgericht die 
Berufung einstimmig für unbegründet, kann es die Berufung bei Vorliegen weiterer 
Voraussetzungen ohne mündliche Verhandlung zurückweisen.
c）Beschleunigung
　Ein wichtiges Anliegen der Rechtspolitik ist - wie wohl auch in Japan - seit jeher die 
Beschleunigung des Zivilprozesses. Die erste große Reform stammt aus dem Jahr 
1977. Ziel der erlassenen Vorschriften ist es, den Prozess möglichst in einem einzigen 
Haupttermin zu beenden. Zu dessen Vorbereitung steht dem Gericht nach Eingang der 
Klage ein mündliches oder ein schriftliches Vorverfahren zur Auswahl. Nicht nur das 
Gericht, sondern auch die Parteien sind zur Beschleunigung des Prozesses angehalten. 
So kann das Gericht dem Beklagten eine Frist zur Erwiderung auf die Klage und dem 
Kläger wiederum eine Frist zur Replik setzen. Vorbringen, welches nicht rechtzeitig 
erfolgt, kann ausgeschlossen werden. Die Zurückweisung verspäteten Vorbringens 
steht allerdings im Widerstreit mit dem Grundsatz des rechtlichen Gehörs. Dieser wird 
von der Verfassung garantiert. Das Gesetz sieht daher vor, dass Vorbringen nur dann 
zurückgewiesen werden kann, wenn die Partei die Verspätung nicht hinreichend 
entschuldigt und der Rechtsstreit durch die Zulassung verzögert würde. Von den 
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Zurückweisungsmöglichkeiten machen die Gerichte in Deutschland häufig Gebrauch.
　Ein weiterer Baustein im Rahmen der Verfahrensbeschleunigung ist die im Jahr 
2002 eingeführte Entscheidung durch den Einzelrichter bei den Landgerichten und 
Oberlandesgerichten. Zwar sind die Spruchkörper dieser Gerichte, anders als bei den 
Amtsgerichten, Kollegialgerichte. Die Kammern oder Senate bestehen aus 3 
Mitgliedern. Dennoch entscheidet auch bei den Landgerichten in Zivilverfahren erster 
Instanz grundsätzlich der Einzelrichter. Davon gibt es Ausnahmen: Wenn eine Sache in 
die Spezialzuständigkeit einer Kammer fällt, ist diese als Kollegialgericht zuständig. 
Auch bei einer solchen Spezialzuständigkeit kann die Kammer in einfachen Fällen die 
Sache einem Einzelrichter übertragen. Dies ist in der Praxis bislang die Regel. 
Umgekehrt übernimmt die Kammer eine Sache vom Einzelrichter, wenn dieser sie der 
Kammer zur Übernahme vorgelegt hat und die Sache besonders schwierig oder von 
grundsätzlicher Bedeutung ist.
　Im Berufungsverfahren hingegen ist nach dem Gesetz grundsätzlich das 
Kollegialgericht zur Entscheidung berufen. Das ist bei einer Berufung gegen ein Urteil 
des Amtsgerichts die Berufungskammer des Landgerichts, bei einer Berufung gegen 
ein Urteil des Landgerichts ein Senat des Oberlandesgerichts. Auch hier gibt es aber 
die Möglichkeit, einfache Sachen auf einen Einzelrichter zu übertragen, wenn in der 
ersten Instanz ein Einzelrichter entschieden hat. Von dieser Möglichkeit machen die 
Gerichte in Deutschland in sehr unterschiedlichem Ausmaß Gebrauch. Viele 
Oberlandesgerichte zum Beispiel entscheiden meistens in Senatsbesetzung. Bei 
anderen Gerichten ist dagegen oft die Übertragung auf den Einzelrichter die Regel, so 
auch in vielen Senaten des Oberlandesgerichts Frankfurt. Diese unterschiedliche 
Handhabung mutet eigenartig an. Sie erklärt  sich aber daraus,  dass die 
Einzelrichterübertragung im Ermessen des Berufungsgerichts steht. Ein stark belastetes 
Gericht wird eher die Neigung haben, Rechtsstreite auf den Einzelrichter zu 
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übertragen, als ein nicht so stark belastetes Gericht. Dennoch ist gerade bei den 
Berufungsgerichten die Übertragung auf den Einzelrichter zu hinterfragen. Es leuchtet 
nicht unbedingt ein, warum ein Einzelrichter die Entscheidung eines anderen 
Einzelrichters aufheben kann. Besonders deutlich wird das, wenn man bedenkt, dass 
der Richter des Berufungsgerichts durchaus denselben Ausbildungsstand und dieselbe 
Beförderungsstufe haben kann wie ein Richter eines erstinstanzlichen Gerichts; seine 
Autorität ist nicht notwendig höher. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn in der ersten 
Instanz das Amtsgericht entschieden hat und in der zweiten Instanz das Landgericht. 
Entsprechendes gilt, wenn das Urteil eines Vorsitzenden Richters am Landgericht in 
der Berufungsinstanz von einem Richter am Oberlandesgericht zu beurteilen ist. Allein 
der Umstand, dass die Fallzahlen in den höheren Instanzen niedriger sind als in den 
unteren Instanzen und dem Richter des Berufungsgerichts daher mehr Zeit zur 
Bearbeitung zur Verfügung steht, kann wohl nicht zur Rechtfertigung dienen. Vielmehr 
ist die Akzeptanz der Entscheidung eines Kollegialgerichts über ein Rechtsmittel 
sowohl bei den Rechtssuchenden als auch aus Sicht der unteren Instanz höher. Auch 
gewährleistet das Kollegialprinzip eher die „Richtigkeit“ einer Entscheidung: Mehrere 
Köpfe denken mehr und mehrere Augen sehen mehr, als es der Einzelrichter vermag.
　Eine andere Maßnahme, die zur Beschleunigung von Prozessen beiträgt, ist die oben 
erwähnte Einrichtung von Spezialkammern an den Gerichten. Der Vorteil für die 
Rechtspflege liegt auf der Hand: Durch die Bearbeitung vieler ähnlicher Fälle gewinnt 
der Richter schnell Erfahrung auf dem jeweiligen Rechtsgebiet. Das schlägt sich 
sowohl in der Verfahrensdauer als auch in der Qualität seiner Entscheidungen nieder. 
Für den einzelnen Richter kann die Einrichtung von Spezialkammern neben den 
erwähnten Vorteilen aber auch Nachteile haben. Die Arbeit an Fällen aus 
unterschiedlichen Rechtsgebieten kann oft abwechslungsreicher sein als die Tätigkeit 
in nur einem Rechtsgebiet .  Das gil t  besonders hinsichtl ich bestimmter 
Spezialzuständigkeiten wie den Banksachen. Viele der auf diesem Gebiet erhobenen 
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Klagen von Bankkunden werden auf die Behauptung gestützt, man sei beim Erwerb 
einer Kapitalanlage falsch beraten oder beim Abschluss eines Darlehensvertrags über 
sein Widerrufsrecht falsch belehrt worden. Diese Klagen betreffen meist ähnliche und 
zudem länger zurück liegende Sachverhalte ohne individuelles Gepräge. Daher sind die 
Prozesse oft sehr gleichförmig. Da freut man sich als Richter über eine Abwechslung 
wie einen Verkehrsunfallprozess oder eine Klage aus kaufrechtlicher Gewährleistung.
　Ein anderer  Grund für  die Zurückhaltung einiger  Richter  gegenüber 
Spezialzuständigkeiten ist die Komplexität mancher Materie, die in eine derartige 
Zuständigkeit fällt. So hatten das OLG Frankfurt wie auch andere Gerichte bis vor 
Kurzem keinen Spezialsenat für Bausachen, weil bei der Geschäftsverteilung eine 
Bausache wie eine durchschnittliche Zivilsache berücksichtigt wurde. Dabei ist deren 
Bearbeitung überdurchschnittlich aufwendig. Seit dem Jahr 2017 gibt es aber auch 
beim OLG Frankfurt 2 Bausenate. Damit ist das Gericht dem Gesetzgeber 
zuvorgekommen, der die obligatorische Einführung bestimmter Spezialkammern （am 
OLG Spezialsenate） ab dem 1.1.2018 beschlossen hat, wie ich vorhin bereits erwähnt 
habe.
　Im Jahr 2011 hat der Gesetzgeber ein weiteres Mittel zur Beschleunigung eingeführt, 
nämlich die „Verzögerungsrüge“. Anlass hierfür waren Entscheidungen des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte. Dieser hatte eine Verletzung der 
Europäischen Menschenrechtskonvention festgestellt, weil das deutsche Recht keinen 
Rechtsbehelf gegen die überlange Dauer zivilrechtlicher Verfahren enthalten hat. Dabei 
ist allerdings festzuhalten, dass die Verfahrensdauer in Deutschland im Vergleich zu 
anderen europäischen Staaten eher kurz ist: Im Durchschnitt dauert die erste Instanz 6 
Monate, bei den Landgerichten 8 Monate. Nach den neu eingeführten Vorschriften 
kann eine Partei bei dem Gericht die Dauer des Verfahrens rügen, wenn sie befürchtet, 
dass das Verfahren nicht in angemessener Zeit abgeschlossen wird. Die 
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Angemessenheit lässt sich dabei nicht in absolute Zeiträume fassen, sondern hängt 
vom einzelnen Fall ab. Dabei ist auch die richterliche Unabhängigkeit zu beachten. 
Folge einer begründeten Verzögerungsrüge ist ein Entschädigungsanspruch gegen den 
Staat, also in der Regel gegen das entsprechende Bundesland, dem das betreffende 
Gericht angehört. Der Anspruch kann durch Klage vor dem Oberlandesgericht geltend 
gemacht werden. Über solche Klagen hatten die Gerichte bisher unter anderem in 
Familiensachen oder Bausachen zu entscheiden. Wenn zum Beispiel bei getrennt 
lebenden Eltern über das Recht eines Elternteils, sein Kind zu sehen, nicht zügig 
entschieden wird, kann das für die Betroffenen sehr einschneidend sein.
d）BesonderheitenderBerufungsinstanz
　Die Reform des Zivilprozesses im Jahr 2002 hat eine weitere entscheidende 
Änderung mitgebracht, die letztlich der Beschleunigung dient. Wie wir bereits 
eingangs gesehen haben, ist gegen erstinstanzliche Urteile des Amtsgerichts und des 
Landgerichts das Rechtsmittel der Berufung gegeben. Diese eröffnet jedoch im 
Gegensatz zur früheren Rechtslage keine zweite vollwertige Tatsacheninstanz. 
Vielmehr dient sie in erster Linie der Fehlerkontrolle und Fehlerbeseitigung. Die 
Berufung kann nur darauf gestützt werden, dass das erstinstanzliche Gericht das Recht 
fehlerhaft angewendet oder die Tatsachen fehlerhaft festgestellt hat und diese Fehler 
ursächlich für das Ergebnis waren. Dabei ist das Berufungsgericht im Grundsatz an die 
Beweisaufnahme der ersten Instanz gebunden; das ist nur dann nicht der Fall, wenn es 
konkrete Anhaltspunkte für eine unrichtige Tatsachenfeststellung hat. In derartigen 
Fällen kann eine erneute Beweisaufnahme stattfinden. Dies kommt allerdings nicht 
selten vor: Auch am Oberlandesgericht werden noch Zeugen vernommen, 
Sachverständigengutachten eingeholt und andere Beweise erhoben. Jedoch bleibt 
Tatsachenvortrag aus der ersten Instanz, der dort zu Recht als verspätet zurückgewiesen 
wurde, auch in der Berufungsinstanz ausgeschlossen. Auch neues Vorbringen ist in der 
Berufungsinstanz nur noch in engen Grenzen zulässig. Das ist dann der Fall, wenn die 
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Partei ohne Verschulden daran gehindert war, die Tatsachen bereits in der ersten 
Instanz vorzutragen.  Wie die berei ts  angesprochenen erst instanzlichen 
Verspätungsvorschriften haben auch diese Regelungen in der Praxis erhebliche 
Bedeutung.
　Auch das Berufungsgericht entscheidet grundsätzlich aufgrund mündlicher 
Verhandlung. Oft macht es allerdings von der erwähnten Möglichkeit der 
Zurückweisung unbegründeter Berufungen durch einstimmigen Beschluss ohne 
mündliche Verhandlung Gebrauch. Das ist allerdings nur möglich, wenn sich keine 
Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung stellen. Vorhin habe ich ausgeführt, dass 
es gerade bei den Bankensachen häufig ähnlich gelagerte Sachverhalte ohne 
individuelle Besonderheiten gibt. Wenn hier die Rechtsfragen zum Nachteil des 
Berufungsführers geklärt sind oder es keine Anhaltspunkte für eine unrichtige 
Tatsachenfeststellung gibt, bietet sich eine Zurückweisung der Berufung ohne 
mündliche Verhandlung an. Zuvor ist allerdings dem Berufungsführer ein Hinweis zu 
erteilen und eine Frist zur Stellungnahme einzuräumen. Unter Berücksichtigung dieser 
Stellungnahme kann das Berufungsgericht entscheiden, ob es an der Zurückweisung 
festhält oder doch eine mündliche Verhandlung anberaumt.
e）Revision
　Nachdem wir einen kurzen Eindruck vom Berufungsverfahren gewonnen haben, 
zum Abschluss  noch ein Blick auf  das Rechtsmit tel  der  Revision zum 
Bundesgerichtshof, dem obersten Zivil- （und Straf-）gericht in Deutschland. Die 
Revision ist gegen Berufungsurteile der Landgerichte oder Oberlandesgerichte 
gegeben. Sie kann nur auf Rechtsfehler gestützt werden. Beweise erhebt der BGH 
nicht. Nicht jedes Urteil kann mit der Revision überprüft werden, sondern nur Urteile, 
für die das Berufungsgericht die Revision zugelassen hat. Gründe für die Zulassung 
sind die grundsätzliche Bedeutung der Sache, die Fortbildung des Rechts oder die 
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Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung. Lässt das Berufungsgericht die Revision 
nicht zu, gibt es dagegen eine Beschwerde zum Bundesgerichtshof. Diese Beschwerde 
ist jedoch derzeit nur zulässig, wenn die Partei mit mehr als 20．000 € （ungefähr 
2．680．000 JPY） beschwert ist. Nur in diesen Fällen kann der BGH also eine fehlende 
Zulassung durch das Berufungsgericht ersetzen. Damit soll eine Überlastung des BGH 
vermieden werden. Dies bedeutet, dass gegen Berufungsurteile der Landgerichte gar 
keine Beschwerde gegeben ist, da dort der Streitwert in zweiter Instanz nicht höher als 
5．000 € liegt. Ebenso werden nur auf einen geringen Teil der Beschwerden hin 
Berufungsurteile der Oberlandesgerichte vom BGH auf Rechtsfehler überprüft. Das 
wirft natürlich schwierige Fragen nach der gebotenen Gleichbehandlung der 
rechtssuchenden Bürger auf. Im Interesse einer funktionierenden Rechtspflege wird 
man diese Wertgrenze jedoch hinnehmen müssen.
　Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!
 ―Dr. Eva Betine Voit. Richterin am Oberlandesgericht Fronfurt am Main―
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べての法曹の条件は、第一次（国家）試験（ 1 . Staatsexamen）とともに大学で
の法学の勉強（Jurastudium）を終えることです。この勉強は通常は 8 から12セ




































































































































































































































　 訴 訟 の 迅 速 化 に 寄 与 す る 他 の 措 置 は、 す で に お 話 を し た 専 門 部
（Spezialkammer）を裁判所に設立することです。司法にとって有益であること
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